Musikverein Neckartenzlingen 1898 e.V.
Satzung [footnoteRef:1] [1:  Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf die gleichzeitige Verwendung der Sprachformen männlich, weiblich und divers (m/w/d) verzichtet. Sämtliche Personenbezeichnungen gelten gleichermaßen für alle Geschlechter.] 

§ 1 Name, Sitz und Zweck des Vereins
(1) Der 1898 gegründete Verein führt den Namen Musikverein Neckartenzlingen 1898 e.V., und ist in das Vereinsregister beim Amtsgericht Nürtingen eingetragen.
(2) Der Verein hat seinen Sitz in Neckartenzlingen.
(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.
§ 2 Zweck, Gemeinnützigkeit des Vereins
(1) Der Verein mit Sitz in Neckartenzlingen verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnittes „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.
(2) Der Zweck des Vereins ist die Förderung von Kunst und Kultur (Ziff. 5), Förderung der Heimatpflege (Ziff. 22) und des traditionellen Brauchtums (Ziff. 23) durch Volks- und Blasmusik. Dies erfolgt im Wesentlichen durch Pflege traditioneller und moderner Blasmusik, Ausbildung und Jugendarbeit, Auftritte und Konzerte sowie Durchführung von Veranstaltungen.
(3) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.
(4) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins.
(5) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Vereinszweck fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
(6) Die Entscheidung über entgeltliche Tätigkeit einschließlich der Vertragsinhalte und die Vertragsbeendigung sowie über Aufwendungen trifft der Vorstand.
§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft, Ehrungen
(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche und juristische Person werden. Der Verein besteht aus aktiven, passiven und Ehren-Mitgliedern/-Vorständen.
(2) Die Aufnahme in den Verein ist beim Vorstand zu beantragen. Bei Minderjährigen ist der Aufnahmeantrag durch die gesetzlichen Vertreter zu stellen. Der Vorstand entscheidet über den Aufnahmeantrag nach freiem Ermessen. Eine Ablehnung des Antrags muss er gegenüber dem Antragsteller nicht begründen.
(3) Personen, die sich um die Volksmusik oder den Verein besondere Verdienste erworben haben, können - ohne Rücksicht auf die Dauer ihrer seitherigen Mitgliedschaft - durch den Vereinsausschuss zu Ehrenmitgliedern ernannt werden.
(4) Vorstandsmitglieder, auch ehemalige, die sich um den Verein besonders verdient gemacht haben, können auf Vorschlag des Vereinsausschusses durch die Mitgliederversammlung zu Ehrenvorsitzenden gewählt werden. 
(5) Alle Arten von Ehrenmitgliedschaften erlöschen bei Austritt, Tod oder Verzicht des Geehrten.
(6) Bei Verstößen im Sinne des § 4, Absatz (3) Ziff a) kann das ernennende Organ die Ehrenmitgliedschaft / Ehrenvorstandschaft widerrufen. Berufungsorgan ist die Mitgliederversammlung.
(7) Ehrungen und Auszeichnungen für verdiente aktive Mitglieder und Funktionsträger werden nach den jeweils geltenden Bestimmungen des Vereins und der zuständigen Verbände vorgenommen.
§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft
(1) Die Mitgliedschaft im Verein endet durch Tod (bei juristischen Personen mit dem Erlöschen), Austritt, Ausschluss oder durch Vereinbarung mit dem Vorstand.
(2) Der Austritt ist schriftlich gegenüber dem Vorstand zu erklären. Der Austritt kann nur mit einer Frist von drei Monaten zum Ende des Geschäftsjahres erklärt werden. 
(3) Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstands aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn es 
a) schuldhaft das Ansehen oder die Interessen des Vereins in schwerwiegender Weise schädigt oder 
b) mehr als 1 Jahr mit der Zahlung seiner Aufnahmegebühr oder seiner Mitgliedsbeiträge im Rückstand ist und trotz schriftlicher Mahnung unter Androhung des Ausschlusses die Rückstände nicht eingezahlt hat. 
(3) Gegen diesen Beschluss kann über den Vorstand beim Vereinsausschuss innerhalb einer Frist von 14 Tagen seit der Eröffnung des Beschlusses Einspruch eingelegt werden. Über den Einspruch bzw. den endgültigen Ausschluss aus dem Verein entscheidet der Vereinsausschuss bei seiner nächsten Sitzung mit einfacher Mehrheit.
(4) Mit der Beendigung der Mitgliedschaft erlischt jeder Anspruch an das Vereinsvermögen.
§ 5 Rechte und Pflichten der Mitglieder
(1) Jedes Mitglied hat das Recht, die Einrichtungen des Vereins zu nutzen und an gemeinsamen Veranstaltungen teilzunehmen. Jedes Mitglied hat gleiches Stimm- und Wahlrecht in der Mitgliederversammlung.
(2) Jedes Mitglied hat die Pflicht, die Interessen des Vereins zu fördern, insbesondere regelmäßig seine Mitgliedsbeiträge zu leisten und, soweit es in seinen Kräften steht, das Vereinsleben durch seine Mitarbeit zu unterstützen.
(3) Ehrenvorsitzende des Vereins haben jederzeit das Recht, bei den Vereinsausschuss-Sitzungen beratend mitzuwirken.
§ 6 Aufnahmegebühr und Mitgliedsbeiträge
(1) Jedes Mitglied hat einen im Voraus fällig werdenden jährlichen Mitgliedsbeitrag zu entrichten. Bei unterjähriger Beendigung der Mitgliedschaft findet keine Erstattung oder Anrechnung statt.
(2) Die Höhe einer Aufnahmegebühr und der Mitgliedsbeiträge wird von der Mitgliederversammlung festgelegt.
(3) Ehrenmitglieder, Ehrenvorstände, aktive Musiker („Stammkapelle“) und Ausschussmitglieder sind von den Mitgliedsbeiträgen befreit. Bei Musikern in Ausbildung ist der Beitrag über den Ausbildungsbeitrag geregelt.
§ 7 Organe des Vereins
(1) Die Organe des Vereins sind:	
a) der Vorstand
b) der Vereinsausschuss (Ausschuss)
c) die Mitgliederversammlung
(2) Mitglieder von Organen dürfen bei Entscheidungen über Angelegenheiten nicht mitwirken, die ihnen selbst unmittelbare Vor- oder Nachteile bringen können.
§ 8 Vorstand
(1) Der Vorstand besteht aus 2 bis 5 Mitgliedern.
(2) Vertretungsberechtigt sind:
a) bei zwei Mitgliedern jeder Vorstand einzeln
b) bei drei und mehr Mitgliedern jeweils zwei Vorstände gemeinsam
(3) Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung, um die Aufgabenverteilung und Zuständigkeiten innerhalb des Vorstandes zu regeln. Die Geschäftsordnung ist vom Vereinsausschuss zu genehmigen.
(4) Den Mitgliedern des Vorstands kann eine Vergütung gezahlt werden. Über die Höhe der Vergütung entscheidet die Mitgliederversammlung.
§ 9 Aufgaben des Vorstands
(1) Dem Vorstand des Vereins obliegt die Vertretung des Vereins nach § 26 BGB und die Führung seiner Geschäfte. 
(2) Er hat insbesondere folgende Aufgaben: 
a) Einberufung und Vorbereitung der Mitgliederversammlungen einschließlich der Aufstellung der Tagesordnung
b) Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung
c) Vorbereitung und Durchführung von Ausschuss-Sitzungen
d) Verwaltung des Vereinsvermögens und die Anfertigung des Jahresberichts 
e) Aufnahme neuer Mitglieder
a) Ausschluss von Mitgliedern
§ 10 Bestellung des Vorstands
(1) Die Mitglieder des Vorstands werden von der Mitgliederversammlung grundsätzlich für die Dauer von zwei Jahren einzeln gewählt. Bei erstmaliger Wahl werden die Gewählten der Gruppe gemäß § 13, Abs. (4) zugeordnet und übernehmen die restliche Amtszeit dieser Gruppe. 
(2) Mitglieder des Vorstands können nur Mitglieder des Vereins sein; mit der Mitgliedschaft im Verein endet auch die Mitgliedschaft im Vorstand. 
(3) Die Wiederwahl oder die vorzeitige Abberufung eines Mitglieds durch die Mitgliederversammlung ist zulässig. 
(4) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus dem Vorstand aus, so ist der Vereinsausschuss berechtigt, ein Mitglied des Vereins bis zur Wahl des Nachfolgers durch die Mitgliederversammlung in den Vorstand zu wählen. 
§ 11 Beratung und Beschlussfassung des Vorstands
(1) Der Vorstand tritt nach Bedarf zusammen. Die Sitzungen werden von einem Vorstand gem. Geschäftsordnung einberufen. Eine Einberufungsfrist von einer Woche soll eingehalten werden. 
(2) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Mehrheit seiner Mitglieder anwesend sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vereinsausschuss. 
(3) Die Beschlüsse des Vorstands sind zu protokollieren. Das Protokoll ist von einem Vorstand zu führen und von einem weiteren Mitglied des Vorstands zu unterschreiben. 
§ 12 Geschäftsführung / Geschäftsstelle und Beauftragungen
(1) Zur Durchführung der laufenden Aufgaben des Vereins und zur Unterstützung des Vorstandes kann der Verein eine Geschäftsstelle einrichten. Sie wird dann von einem Geschäftsstellenleiter geleitet und übt ihre Tätigkeit im Rahmen der Weisungen des Vorstandes aus. 
(2) Die Geschäftsführung kann durch Anstellungs- oder Geschäftsbesorgungsvertrag geregelt werden.
(3) Der Vorstand kann geeignete Mitglieder mit Einzelaufgaben der Geschäftsführung, Organisation und Vereinsverwaltung beauftragen. Die Beauftragung ist dem Vereinsausschuss zeitnah zur Kenntnis zu bringen.
(4) Der Vereinsbuchhalter wird vom Vereinsausschuss mit einfacher Mehrheit bestellt.

§ 13 Vereinsausschuss (Ausschuss)
(1) Der Vereinsausschuss setzt sich zusammen aus:
a) dem Vorstand nach § 12
b) dem Kassier
c) bis zu 10 Beisitzer
d) dem Jugendleiter
e) dem Schriftführer
f) dem Vorsitzenden des Fördervereins (kraft Amtes)
dem durch die aktiven Musiker gewählten:
g) Musikersprecher (in ungeraden Jahren)
h) Materialwart (in geraden Jahren)
i) Notenwart (in geraden Jahren)
(2) Der Vorstand kann weitere Vereinsmitglieder oder sonstige Personen, deren Teilnahme den Beratungen förderlich ist, mit beratender Stimme hinzuziehen.
(3) Mitglieder des Vereinsausschusses werden grundsätzlich für die Dauer von zwei Jahren gewählt. Bei erstmaliger Wahl werden die Gewählten der Gruppe gemäß § 13, Abs. (4) zugeordnet und übernehmen die restliche Amtszeit dieser Gruppe. Wiederwahl ist zulässig.
(4) Gruppen
In Gruppe 1 werden gewählt in geraden Jahren:
a) bis zu 2 Vorstandsmitglieder (sind bei der Wahl der Gruppe zuzuordnen)
b) Jugendleiter
c) Kassierer
d) bis zu 5 Beisitzer
In Gruppe 2 werden gewählt in ungeraden Jahren:
e) bis zu 3 Vorstandsmitglieder (sind bei der Wahl der Gruppe zuzuordnen)
f) Schriftführer
g) bis zu 5 Beisitzer
(5) Die Wahrnehmung von Ämtern in Personalunion ist möglich.
(6) Der Vereinsausschuss hat folgende Aufgaben:
a) Bestellung und Vertragsgestaltung des Leiters der Geschäftsstelle auf Vorschlag des Vorstandes
b) Bildung von Ausschüssen und Arbeitsgruppen zur Wahrnehmung besonderer Aufgaben
c) Ernennung und Abberufung von Ehrenmitgliedern
d) Zustimmung zu Verträgen, die den Verein langfristig binden
e) Beschlussfassung über alle Angelegenheiten des Vereins, soweit nach der Satzung nicht der Vorstand oder die Mitgliederversammlung zuständig ist
(7) Vereinsausschuss-Sitzungen sind vom Vorstand mindestens dreimal pro Jahr einzuberufen.
(8) Eine Vereinsausschuss-Sitzung muss weiterhin einberufen werden, wenn mindestens 1/3 der Vereinsausschussmitglieder dies unter Angabe der Gründe verlangt.
(9) Der Vereinsausschuss ist beschlussfähig, wenn die Sitzung mit einer Frist von 14 Tagen schriftlich / per E-Mail angekündigt war und wenigstens 1/3 der Mitglieder anwesend ist. Er beschließt mit einfacher Mehrheit der erschienenen Mitglieder.
§ 14 Aufgaben der Mitgliederversammlung
Die Mitgliederversammlung ist zuständig für die Entscheidungen in folgenden Angelegenheiten: 
a) Entgegennahme des Jahresberichts und Entlastung des Vorstands
b) Festsetzung der Aufnahmegebühr und der Mitgliedsbeiträge
c) Ernennung von Ehrenvorsitzenden sowie eine Aberkennung dieser Ehrenmitgliedschaft
d) Wahl und die Abberufung 
· der Vorstandsmitglieder
· des Jugendleiters
· der Ausschussmitglieder
· des Schriftführers
· des Kassiers
· der Rechnungsprüfer
e) Änderungen der Satzung
f) Auflösung des Vereins
§ 15 Einberufung der Mitgliederversammlung
(1) Die Mitgliederversammlung besteht aus den anwesenden Mitgliedern des Vereins. Gäste sind mit Zustimmung des Versammlungsleiters zugelassen, auch mit Rederecht.
(2) Eine ordentliche Mitgliederversammlung findet einmal jährlich im I. Quartal statt.
(3) Die Einladung zur Mitgliederversammlung erfolgt durch den Vorstand unter Mitteilung der Tagesordnung durch Bekanntmachung im Amtsblatt (oder durch die Gemeinde ersatzweise festgelegtes Medium) der Gemeinde Neckartenzlingen unter Einhaltung einer Frist von mindestens 14 Tagen. Die Einladung kann ergänzend auf der Homepage des Vereins und in anderen Medien bekannt gemacht werden.
(4) Auf Beschluss des Vorstandes kann die Mitgliederversammlung ausschließlich oder partiell über Wege der elektronischen Kommunikation durchgeführt werden.
(5) Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. Jedes Vereinsmitglied kann bis spätestens eine Woche vor der Mitgliederversammlung beim Vorstand schriftlich eine Ergänzung der Tagesordnung beantragen. Über den Antrag entscheidet der Vorstand. Über Anträge zur Tagesordnung, die vom Vorstand nicht aufgenommen wurden oder die erstmals in der Mitgliederversammlung gestellt werden, entscheidet die Mitgliederversammlung mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder; dies gilt nicht für Anträge, die eine Änderung der Satzung, Änderungen der Mitgliedsbeiträge oder die Auflösung des Vereins zum Gegenstand haben oder aufgrund von Gerichtsurteilen ausgeschlossen sind.  
§ 16 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung
(1) Die Mitgliederversammlung wird von einem Vorstand geleitet. Für besondere Tagesordnungspunkte (z.B. Wahlen, Satzungsänderungen u.ä.) kann der Vorstand ein sachkundiges Mitglied als temporären Versammlungsleiter bestimmen.
(2) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn die Versammlung mit einer Frist von mindestens 2 Wochen im Amtsblatt (oder durch die Gemeinde ersatzweise festgelegtes Medium) der Gemeinde angekündigt war. Sie ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
(3) Die Mitgliederversammlung beschließt in offener Abstimmung mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder (mindestens 50% +1). 
Kann bei Wahlen ein einzelner Kandidat nicht die Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder auf sich vereinen, ist er nicht gewählt. 
Bei Wahl mit mehreren Kandidaten ist im ersten Wahlgang die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen der anwesenden Mitglieder erforderlich. In einem zweiten Wahlgang ist gewählt, wer die meisten gültigen Stimmen auf sich vereinigt. 
Mitglieder des Ausschusses können gemeinsam gewählt werden, wenn die Zahl der Bewerber die Zahl der zu besetzenden Sitze nicht übersteigt.
(4) Beschlüsse über eine Änderung der Satzung bedürfen der Mehrheit von drei Vierteln, der Beschluss über die Änderung des Zwecks oder die Auflösung des Vereins der Zustimmung von neun Zehnteln der anwesenden Mitglieder. 
(5) Das aktive und passive Wahlrecht steht nur Vereinsmitgliedern zu, die das 16. Lebensjahr vollendet haben. Vorstände müssen darüber hinaus die Voraussetzungen des BGB erfüllen.
(6) Über den Ablauf der Mitgliederversammlung und die gefassten Beschlüsse ist ein Protokoll zu fertigen, das vom Schriftführer/Protokollführer und vom Versammlungsleiter zu unterschreiben ist. 

§ 17 Außerordentliche Mitgliederversammlung
(1) Der Vorstand hat eine außerordentliche Mitgliederversammlung bei gleichzeitiger Mitteilung der Tagesordnung einzuberufen, wenn das Vereinsinteresse dieses erfordert.
(2) Auf schriftliches Verlangen von mindestens einem Zehntel aller Mitglieder oder der Mehrheit der Vereinsausschussmitglieder muss der Vorstand unter Angabe der vorgeschlagenen Tagesordnung eine Mitgliederversammlung einberufen.
(3) Für die außerordentliche Mitgliederversammlung gelten bezüglich Frist, Form und Verfahren die Vorschriften über die ordentliche Mitgliederversammlung entsprechend.
§ 18 Finanzen
(1) Dem Vorstand obliegt die Kassen- und Rechnungsführung des gesamten Vereins nach den Bestimmungen der Geschäftsordnung.
(2) Die Kassenführung obliegt dem Kassier. Sie umfasst im Wesentlichen die Einzüge der Mitglieds- und Ausbildungsbeiträge, Durchführung von Einzahlungen und Überweisungen, Anlegen von Daueraufträgen und Erstellen von Spendenbescheinigungen. Die Abrechnung von Veranstaltungen erfolgt gemeinsam mit der Buchhaltung und dem zuständigen Vorstandsmitglied.
(3) Die Buchung aller Belege, Zuordnung zu Konten, Berechnung und Abführung von Steuern und Abgaben obliegt dem Buchhalter.
(4) Der Vorstand unterrichtet den Vereinsausschuss regelmäßig über die Finanzen des Vereins und gibt bei der Mitgliederversammlung den Jahresbericht ab.
§ 19 Rechnungsprüfer
(1) Die Rechnungsprüfer werden von der Mitgliederversammlung gewählt. Sie dürfen nicht dem Vereinsausschuss angehören und sollen sachkundig sein. Die Rechnungsprüfer müssen nicht Mitglied des Vereins sein.
(2) Die Rechnungsprüfer nehmen während des laufenden Geschäftsjahres zumindest eine Kassen- und Belegprüfung vor.
(3) Die Rechnungsprüfung erstreckt sich zumindest auf Kassenführung, Kassenbestand, Ausgabenprüfung (sachliche und rechnerische Richtigkeit, Nachweis durch Beleg).
(4) An der Rechnungsprüfung nehmen teil: Rechnungsprüfer, Kassierer, Buchhalter, Vorstand (zumindest das zuständige Vorstandsmitglied).
(5) Über das Ergebnis der Prüfungen ist der Mitgliederversammlung durch einen Rechnungsprüfer Bericht zu erstatten.
§ 20 Datenschutz
Die Umsetzung des Datenschutzes wird in einer separaten Geschäftsordnung geregelt.
§ 21 Auflösung des Vereins, Beendigung aus anderen Gründen, Wegfall steuerbegünstigter Zwecke
(1) Im Falle der Auflösung oder Aufhebung des Vereins sind zwei Vorstände (gem. § 8 bzw. Geschäftsordnung) gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren, falls die Mitgliederversammlung keine anderen Personen beruft.
(2) Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend, wenn dem Verein die Rechtsfähigkeit entzogen wurde.
(3) Bei Auflösung des Vereins, Aufhebung der Körperschaft oder bei Wegfall des steuerbegünstigten Vereinszwecks fällt das Vereinsvermögen an die Gemeinde Neckartenzlingen die es unmittelbar und ausschließlichen für gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat.
§ 22 Inkrafttreten und Übergangsregelung
Die vorliegende Satzung wurde in der Mitgliederversammlung vom 26.01.2024 beschlossen. Die seitherige Satzung verliert damit ihre Gültigkeit.
Der vertretungsberechtigte Vorstand wird bevollmächtigt, Satzungsänderungen zu beschließen, die das Registergericht und/oder das zuständige Finanzamt verlangen oder anregen.

Neckartenzlingen, 26.01.2024

Für die Richtigkeit





Protokollführer				Versammlungsleiter
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